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3 Soziale Marktwirtschaft in
Europa? - Indexergebnisse

Laut dem Vertrag von Lissabon strebt die Europäische Union
eine „in hohem Maße wettbewerbsfähige soziale Markt-
wirtschaft“ als gemeinsame Wirtschaftsordnung an. Um
dieses Ziel zu erreichen, müssen sich die Mitgliedstaaten je-
doch darüber verständigen, welche Institutionen eine mo-
derne soziale Marktwirtschaft ausmachen. Die Ergebnisse
des Index moderner sozialer Marktwirtschaften („Index of
Modern Social Market Economies“, IMSME) weisen Kon-
gruenz in Bezug auf eine liberale Marktwirtschaft und starke
Abweichungen hinsichtlich der für eine soziale Marktwirt-
schaft unabdingbaren Grundsätze auf.

Fokus

Das Konzept des IMSME baut auf den
konstitutiven und regulativen Grund-
sätzen einer wettbewerbsfähigen so-
zialen Marktwirtschaft nach Walter
Eucken auf, modernisiert sie jedoch
entsprechend den Herausforderun-
gen und gesellschaftlichen Erwar-
tungen von heute und definiert sie
unter Berücksichtigung funktionaler
Äquivalenzen in anderen Ländern.
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03 Der IMSME bietet ein Konzept für die in-

stitutionelle Definition der Strukturen und
Grundsätze, die eine soziale Marktwirt-
schaft ausmachen (siehe Bertelsmann Stif-
tung 2012). Damit geht er über lediglich
ergebnisorientierte Messinstrumente hin-
aus und vermeidet somit methodische
Schwierigkeiten, etwa die wechselseitige
Abhängigkeit von Input- und
Outputgrößen. Er liefert damit eine Grund-
lage für die weiter reichende Verständi-
gung unter den Mitgliedsstaaten, welche
Institutionen für die Schaffung einer in
hohem Maße wettbewerbsfähigen sozialen
Marktwirtschaft (SMW) erforderlich sind.
Die Studie füllt eine Datenlücke in Bezug
auf mehrere institutionelle Bereiche der
modernen SMW und führt aus, welche in-
stitutionellen Rahmenwerke ihre Stärken
positiv oder aber ihre Schwächen negativ
beeinflussen. Dabei hängt die Wirksam-
keit eines Grundsatzes von der Wirksam-
keit aller anderen Grundsätze ab und gilt
nur dann wirklich als moderne SMW,
wenn sie in allen Bereichen gut bewertet
wird. Obwohl das Index-Projekt haupt-
sächlich ein Konzept für die Vermessung
der Institutionen einer modernen SMW
erstellt und in seiner Stabilität testet, er-
möglichen die Ergebnisse dieser Explora-
tionsstudie Einblicke in die Vor- und

Nachteile der zurzeit bestehenden Wirt-
schafts- und Gesellschaftsordnungen in
den einzelnen Ländern. Somit ist die Stu-
die Ausgangspunkt für Diskussionen über
institutionelle Reformen im Hinblick auf
eine SMW in den Mitgliedsstaaten und auf
gesamteuropäischer Ebene.

Die Heterogenität wirtschaftlicher Ergeb-
nisse und politischer Maßnahmen in der
EU stellt keine Überraschung dar, wenn
man die jeweils unterschiedliche Aus-
gangslage und die Vorteile der einzelnen
Volkswirtschaften miteinander vergleicht.
Aus diesem Grund definiert der IMSME
die Institutionen der modernen SMW ge-
mäß den fundamentalen Grundsätzen, die
der europäischen Politik einen gemeinsa-
men Nenner verleihen und sie in die ver-
einbarte Richtung steuern könnten.

Die starken Abweichungen, die die Explo-
rationsstudie bei den in der Stichprobe
vertretenen Mitgliedsstaaten der EU und
der EWU feststellt, führen zu wichtigen
Fragen über das Ausmaß notwendiger im
Gegensatz zu tatsächlicher Politik und die
Koordination gemeinsam vereinbarter In-
stitutionen. Die bisher erreichte institutio-
nelle Konvergenz erfolgte vor allem durch
Liberalisierung, d.h. die Beseitigung von
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ten: Freier Personen-, Waren-, Dienstleis-
tungs- und Kapitalverkehr. Diese Konver-
genz wird in der nachstehenden Abbil-
dung 2 anhand der Häufung ziemlich ho-
her EU-Länderbewertungen im Bereich
der Prinzipien „Offene Märkte“, „Privatei-
gentum“ und „Vertragsfreiheit“ deutlich.
Die Konvergenz hauptsächlich bei diesen
Grundsätzen zeigt, dass die EU sich in die
Richtung eines Modells liberaler statt so-
zialer Marktwirtschaft bewegt.

Die Ergebnisse der Studie unterstützen
die These von Fritz Scharpf und anderen,
dass die derzeitigen Steuerungsstrukturen
in der EU eine überwiegend negative In-
tegration erzielen (d.h. beim Abbau von
Hindernissen), aber kaum funktionierende
Konzepte für eine positive Integration in
Schlüsselbereichen besitzen. Den Vertrag
von Lissabon legt der Europäische Ge-
richtshof so aus, dass durch seine unmit-
telbaren Urteile die negative bzw. liberali-
sierende Integration durchzusetzen ist.
Darüber hinaus sorgen Entscheidungen
wie im Fall Van Gend und Loos (C-26/62,
5.2.1963), bei denen die Vertragsrechte
nicht nur als Rechte vom Staat, sondern
auch als Rechte einzelner EU-Bürger defi-
niert wurden, dafür dass zur Durchset-
zung ihrer Rechte auch natürliche und ju-
ristische Personen selbst aktiv werden
können (Scharpf 2009). Dagegen orien-
tiert sich die positive Integration in
Schlüsselbereichen der Politik (d.h. die
Abstimmung und Koordination von In-
strumenten) zurzeit größtenteils an der
offenen Methode der Koordinierung
(OMK), die bei der Koordination gemein-
samer politischer Maßnahmen nicht den
Erfolg aufweisen kann, den die Instrumen-
te negativer Integration erzielt haben (sie-
he z.B. die Analyse der Schwächen der
OMK in Goulard und Bailey 2010). Fort-
schritte in diesem Bereich hin zu einer
ausgewogenen SMW erfordern Einigkeit
über zielgerichtetere Ansätze.

Nach einer kurzen Darstellung der Berei-
che, in denen bezüglich einiger Prinzipien
der modernen SMW strukturelle Gemein-
samkeiten zwischen den Ländern beste-
hen, konzentriert sich dieser Policy Brief
vor allem auf die mangelnde Konvergenz
der restlichen institutionellen Bereichen,
die für die Gleichgewichtung der moder-
nen SMW entscheidend sind.

Kongruenz

Die sechs untersuchten EU-Länder sind
bei den Prinzipien für offene Märkte, Pri-
vateigentum, Wettbewerb und Vertrags-
freiheit sehr gut aufgestellt und zeigen
keine erheblichen Abweichungen. Diese
Bereiche stehen insbesondere für die
Kongruenz bei den vier Freiheiten, die im
Vertrag über die Arbeitsweise der Europä-
ischen Union festgelegt sind. Die Unter-
schiede zwischen den EU-Ländern in Be-
zug auf Privateigentum und Vertragsfrei-
heit sind besonders gering.

Trotz der relativ hohen Kongruenz müs-
sen einige Unterschiede bei den Prinzi-
pien „offene Märkte“ und „Wettbewerb“
erwähnt werden. Bei der Beurteilung der
Institutionen, die die Offenheit der Märkte
gewährleisten, werden alle Faktormärkte
berücksichtigt. Das in Bezug auf dieses
Prinzip höchstbewertete Land, Schweden,
verfügt über sehr offene Arbeits-, Kapital
und Produktmärkte, während Frankreich
seine inländischen Märkte in höherem
Maße als andere Länder in der Stichprobe
abschottet und das einzige Land unter den
acht darstellt, das den Produktmarkt stär-
ker reguliert als der OECD-Durchschnitt,
insbesondere zum Schutz von in Frank-
reich ansässigen Großunternehmen.

Bei der Modernisierung des Prinzips offe-
ner Märkte für die heutige Situation er-
weist sich die Öffnung des Arbeitsmarktes
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scheidend für eine moderne SMW. Ob-
wohl Deutschland insgesamt hohe Bewer-
tungen erzielt, erhält es die niedrigste
Bewertung (6) im Vergleich zu den ande-
ren Ländern für die Institutionen und
Maßnahmen im Bereich Einwanderung
von Arbeitskräften und Integration. Es ist
eines der wenigen Länder mit keiner am
eigenen wirtschaftlichen Interesse orien-
tierten Einwanderungspolitik und nur we-
nigen Vorschriften zur Förderung der
Einwanderung und Integration hochquali-
fizierter Arbeitskräfte. Dagegen verfügt
Schweden über ein transparentes Ein-
wanderungssystem für eine zielgerichtete
Wirtschaftsmigration qualifizierter Ar-
beitskräfte, das von seiner humanitär be-
dingten Asylpolitik getrennt ist. Als integ-

raler Bestandteil einer offenen Arbeits-
migration unterstützen und verlangen die
Maßnahmen Schwedens die Integration
von Arbeitsmigranten.

Deutschland und das Vereinigte König-
reich (UK) werden für ihre Institutionen
zur Förderung des Wettbewerbs sehr posi-
tiv beurteilt. Eine durchsetzungsfähige
Kartellbehörde dient als institutioneller
Dreh- und Angelpunkt für die Förderung
von Wettbewerb in der Wirtschaft. Dies-
bezüglich erhält UK die höchstmögliche
Beurteilung, und Frankreich sowie
Deutschland erzielen ebenfalls hohe Wer-
te. Deutschlands Gesetze und Vorschriften
für Wettbewerbsstrukturen in der Medi-
enbranche sind besonders hervorzuheben,
da sie strukturelle Vielfalt fördern, sodass
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Diskussionen und Informationen besitzt.
Im Gegensatz dazu büßen Frankreich und
UK aufgrund ihrer oligopolistischen Medi-
enstrukturen im Zeitungs- und Rund-
funkwesen Bewertungspunkte ein.

Abweichungen

Konstanz der Wirtschaftspolitik

Das Kriterium „Konstanz der Wirtschafts-
politik“ misst, inwieweit die Wirtschafts-
politik langfristig angelegt ist. Nur wenn
das Vertrauen in die Langfristigkeit der
Politik besteht, werden Zukunftsinvestiti-
onen getätigt. Das Land mit der höchsten
Punktzahl, Schweden, investiert auch den
größten Anteil seines BIP in Forschung
und Entwicklung, während das Land mit
der niedrigsten Punktzahl, Spanien, am
wenigsten investiert. Darüber hinaus be-
stehen wichtige Unterschiede zwischen
den einzelnen EU- und sogar EWU-
Ländern hinsichtlich der Kontrolle der fi-
nanziellen Haushaltskonsolidierung und
der Verknüpfung der Rentensysteme an
die Lebenserwartung. Deutschland ist das
einzige Land unter den acht, das eine
Schuldenbremse in seine Verfassung auf-
genommen hat. Sechs der acht Länder ha-
ben mittels einer Reform ihrer Rentensys-
teme eine Verknüpfung zwischen Finan-
zierung und demografischem Wandel her-
gestellt; die Ausnahmen sind die Nieder-
lande und Spanien.

Funktionierendes Preissystem

Ein funktionierendes Preissystem erkennt
man daran, dass marktverzerrende Sub-
ventionen und Preiskontrollen weitestge-
hend fehlen. In der Praxis setzen alle Län-
der die eine oder andere Form der Preis-
kontrolle ein, was teilweise auf ein Markt-
versagen zurückgeführt werden kann.
Nichtsdestoweniger gibt es erhebliche Un-

terschiede zwischen Ländern, die relativ
hohe Bewertungen erhalten, wie z.B. UK,
und denjenigen, die in Bezug auf alle drei
damit zusammenhängenden Indikatoren
schlecht abschneiden. Gemessen an den
Daten des Fraser Instituts haben Frank-
reich und Spanien von allen Ländern in
der Stichprobe die meisten Preiskontrol-
len. Jedoch steigert Frankreich seine Ge-
samtbewertung dank seiner relativ niedri-
gen Subventionen und Transferleistungen.
Deutschland, Spanien und die Niederlande
erhalten Punktabzüge für ihre relativ ho-
hen preisverzerrenden Subventionen.

Haftung

Aufgrund fehlender bestehender Daten für
die Messung der Haftung wurden qualita-
tive Indikatoren entwickelt, um die Quali-
tät der Institutionen zu messen, die die
Haftung im Zusammenhang mit Privatei-
gentum fördern: Insolvenzvorschriften für
Privatpersonen, Anreize für eine langfris-
tige Gewinnorientierung bei Führungs-
kräften und das Verhältnis zwischen so-
wie die Förderung von Mittelstands- und
Großunternehmen. Schweden führt in Be-
zug dieses Prinzip, dicht gefolgt von
Deutschland.

Im Hinblick auf die Vorschriften für Pri-
vatinsolvenz berücksichtigten die Exper-
ten bei ihrer Bewertung Aspekte wie die
Zeit bis zur Restschuldbefreiung bzw.
Schuldenverjährung und die Mechanis-
men für die Schuldeneintreibung, die die
Kreditaufnahme von Privatpersonen und
ihre Risikobereitschaft beeinflussen. Seit
dem Jahr 2000 ermöglicht eine EU- Richt-
linie den EU-Bürgern innerhalb der EU ih-
re Privatinsolvenz an ihrem jeweiligen
Wohnsitz anzumelden, unabhängig davon,
in welchem Land sie ihre Schulden haben.
Die EU-Länder haben jedoch ihre Privatin-
solvenzvorschriften nicht aneinander an-
gepasst, was zu Vollstreckungsproblemen
und Externalitäten unter den Mitglieds- 05
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Privatpersonen, Anreize für eine langfris-
tige Gewinnorientierung bei Führungs-
kräften und das Verhältnis zwischen so-
wie die Förderung von Mittelstands- und
Großunternehmen. Schweden führt in Be-
zug dieses Prinzip, dicht gefolgt von
Deutschland.

Im Hinblick auf die Vorschriften für Pri-
vatinsolvenz berücksichtigten die Exper-
ten bei ihrer Bewertung Aspekte wie die
Zeit bis zur Restschuldbefreiung bzw.
Schuldenverjährung und die Mechanis-
men für die Schuldeneintreibung, die die
Kreditaufnahme von Privatpersonen und
ihre Risikobereitschaft beeinflussen. Seit
dem Jahr 2000 ermöglicht eine EU- Richt-
linie den EU-Bürgern innerhalb der EU ih-
re Privatinsolvenz an ihrem jeweiligen
Wohnsitz anzumelden, unabhängig davon,
in welchem Land sie ihre Schulden haben.
Die EU-Länder haben jedoch ihre Privatin-
solvenzvorschriften nicht aneinander an-
gepasst, was zu Vollstreckungsproblemen
und Externalitäten unter den Mitglieds- 05
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gesetzlich schärfer geregelt ist.

In Mittelstandsunternehmen sind die Ge-
schäftsführer häufig auch die Eigentümer,
so dass diese gleichzeitig haften. Deutsch-
land erhält die höchsten Punktzahlen für
seine lange Tradition der Mittelstands-
förderung über zahlreiche, sich gegensei-
tig stärkende Institutionen. Demgegen-
über zeigt die langsame Entwicklung des
französischen Mittelstands, dass auch bei
durchaus gut ausgerichteten Maßnahmen
in diesem Bereich eine langfristige Sicht-
weise und die Konstanz der Politik erfor-
derlich sind, um neue Institutionen erfolg-
reich einzuführen. Eine der höchsten
Punktzahlen in diesem Bereich erreicht
Spanien, das seine Maßnahmen recht er-
folgreich dezentralisiert hat, um den Mit-
telstand zu fördern.

Das schwedische Recht verfügt über eine
ganze Reihe von Bestimmungen, die
Schweden im Bereich der Institutionen
zur Förderung verantwortlichen Manage-
ments auf den ersten Platz bringen. In-
nerhalb der EU gibt es erhebliche Unter-
schiede bei den Anreizen zur Förderung
der langfristigen der kurzfristigen Profit-
orientierung. So liegen UK und die Nieder-
lande nur knapp über den USA, einem
Land, das beispielhaft für eine Wirtschaft
ist, die sich stark auf kurzfristiges Ge-
winnstreben konzentriert, am wenigsten
Wert auf die Haftung der Führungskräfte
legt und diese Ausrichtung auch in ande-
ren mit der Haftung von Führungskräften
zusammenhängenden Bereichen zeigt.

Das Fehlen paritätischer Mitbestimmung
von Arbeitnehmern ist ein Beispiel – ohne
das Recht auf Betriebsräte (oder andere
Formen dezentralisierter Institutionen, die
die paritätische Mitbestimmung fördern),
profitieren die USA nicht von der
stärkeren Führungstransparenz, die
häufig mit solchen Gremien einhergeht.

Wirksamer Umweltschutz

Kein Land erhielt eine Bestbewertung für
Marktinstrumente, die wirksam externe
Effekte internalisieren. Schweden erhält
eine gute Bewertung aufgrund seiner
Vielzahl von Steuern, die die Preise be-
stimmter Waren nä-her an deren tatsäch-
liche Kosten heranrücken. Das Land in-
vestiert auch den Erlös aus „grünen“
Steuern in die Verbesserung des öffentli-
chen Nah- und Fernverkehrs sowie der
Infrastruktur. In Deutschland hingegen
fließt der Erlös aus der dort erhobenen
Energiesteuer in die Finanzierung des So-
zialversicherungssystems und dient nicht
schwerpunktmäßig der Reinvestition in
eine umweltfreundliche Infrastruktur. In-
sofern sind die Internalisie-rungseffekte
„grüner“ Steuern in Deutschland begrenzt.
Trotz gemeinsamer Vorschriften für die
Umweltpolitik unterscheiden sich die Ein-
haltung und Vollstreckung der entspre-
chenden Gesetze in den EU-Ländern.
Deutschland und Spanien subventionieren
umweltschädliche Industrien in größerem
Umfang als andere Länder. Des Weiteren
variieren Benzinsteuern erheblich, obwohl
der EU- Rahmen einheitlich konzipiert ist.

Funktionsfähiger Arbeitsmarkt

Ein funktionsfähiger Arbeitsmarkt bildet
den Grundstock für eine aktive Beteili-
gung am gesellschaftlichen Leben, sowohl
während des Arbeitslebens als auch im
Ruhestand. Spanien erzielt bezüglich die-
ses Prinzips einen besonders niedrigen
Wert. Der Länderbericht beschreibt, wie
die Schwäche einiger Institutionen de fac-
to die Leistungsschwäche in anderen Be-
reichen verstärken. Schweden und die
durchgehend positive Bewertung für ihre
unterstützenden Institutionen in diesem
Bereich. Die aktive Arbeitsmarktpolitik in
Deutschland verdient sich eine Bestnote
für ihren Erfolg bei der Wiedereingliede-
rung der Langzeitarbeitslosen und ihre
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von Kosten-Nutzen-Analysen. Die Struk-
turanalyse enthüllt jedoch auch Schwä-
chen in Form von Asymmetrien, die die
Entstehung eines dualen Arbeitsmarktes
fördern. Obwohl Deutschland den Kern
seines Arbeitsmarktes nicht so weitge-
hend schützt wie Spanien, trugen die
Hartz-Reformen der letzten Jahre mit ihrer
Konzentration auf die Liberalisierung des
Niedriglohnsektors zu einer dualen Ent-
wicklung im Arbeitsmarkt bei.

Duale Arbeitsmarktstrukturen sind in
Frankreich und Spanien noch ausgepräg-
ter. Dass beiden Ländern eine funktionie-
rende Sozialpartnerschaft fehlt, trägt dazu
bei. Gewerkschaften kämpfen dort traditi-
onell für Arbeitsplatzbesitzer, so dass Re-
formen, die auf die Liberalisierung paralle-
ler Arbeitsmärkte für Außenseiter setzen,
den Weg des geringsten Widerstands dar-
stellen. Eine weitere Ursache besteht in
der Ausgestaltung der aktiven Arbeits-
marktpolitik. In Spanien mangelt es an
Umschulungen und Weiterbildungen. Die
Ausgaben für aktivierende Maßnahmen
pro Arbeitslosen fallen insgesamt sehr ge-
ring. Frankreich investiert zwar erhebli-
che Summen in aktive arbeitsmarktpoliti-
sche Maßnahmen, konzentriert seine Be-
mühungen jedoch hauptsächlich auf Sub-
ventionen für Arbeitgeber und Anreize für
Umschulung und Mobilität. Auch UK
weist Defizite bei Investitionen in Um-
schulungen und Weiterbildung auf. Darü-
ber hinaus ist der Kündigungsschutz sehr
schwach ausgeprägt, wodurch Investitio-
nen in Humankapital nur in unzureichen-
dem Maße vorgenommen werden.

Fazit

Ein kürzlich erschienener Policy Brief
(Shupe 2012) befasst sich mit den Schwä-
chen der OMK bei der Koordination und

Zusammenführung einiger der wichtigs-
ten Politikbereiche der EU. Der vorliegen-
de Policy Brief geht darüber hinaus, ledig-
lich Unterschiede der Wirtschaftsleistung
zu betrachten und hebt vielmehr die Un-
terschiedlichkeit der Strukturen und
Grundsätze hervor, an denen sich die poli-
tischen Maßnahmen der Mitgliedsstaaten,
insbesondere in den Bereichen finanzielle
Haushaltskonsolidierung, funktionsfähiger
Arbeitsmarkt, Haftung, wirksamer Um-
weltschutz und funktionierendes Preissys-
tem orientieren. Genau diese Bereiche
sind jedoch entscheidend für das Entste-
hen einer wirklich sozialen Marktwirt-
schaft.

Zum Erlangen desselben Grades an Integ-
rationserfolg, der im Bereich der vier Frei-
heiten erzielt werden konnte, bedarf es
solider Vereinbarungen über konkrete
Maßnahmen und Institutionen, die eine in
hohem Maße wettbewerbsfähige SMW
ausmachen. Ohne weitere politische Koor-
dinierung bleibt der gemeinsame Nenner
der zurzeit bestehenden europäischen
Wirtschaftsordnung auf die Liberalisie-
rung des gemeinsamen europäischen
Marktes beschränkt.
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Mitgliedsschaft für Deutschland
Deutschland profitiert erheblich vom Euro. Die Mitglied-
schaft in der Währungsunion reduziert die Kosten des inter-
nationalen Handels und schützt vor starken Wechselkurs-
schwankungen. Selbst wenn Deutschland einen Großteil
seiner Forderungen abschreiben müsste, die es aufgrund der
Euro-Rettungsmaßnahmen gegenüber den stark verschulde-
ten Staaten hat, überwiegen die Vorteile aus der Währungs-
union nach wie vor. Eine Rückkehr zur D-Mark wäre daher
selbst bei einer rein wirtschaftlichen Betrachtung schädlich.

Policy Brief 2013/02: Green and Fair Economy - ganz-
heitliches Konzept für nachhaltiges Wirtschaften
Nachhaltiges Wirtschaften erfordert eine gleichberechtigte
Berücksichtigung der ökonomischen, ökologischen und so-
zialen Dimension. Das Konzept der Green and Fair Economy
– ist grundsätzlich geeignet, eine Wirtschafts- und Finanzkri-
se, wie wir sie in den letzten fünf Jahren erlebt haben, wenn
schon nicht zu vermeiden, so doch wenigstens in ihren ne-
gativen Auswirkungen abzumildern. Wichtig dabei ist eine
möglichst integrierte Ausgestaltung des Konzeptes auf poli-
tischer, wirtschaftlicher und individueller Ebene.
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